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Besteuerung der Energie-
preispauschale verfassungs-
widrig? 
 
Die gestiegenen Energiekosten im Jahr 
2022 trafen die Menschen hart und die 
Bundesregierung wollte mit der Energie-
preispauschale (EPP) unterstützend eingrei-
fen. 300 Euro sollte jeder Erwerbstätige in 
Deutschland einmalig als Ausgleich für die 
gestiegenen Energiekosten erhalten. An-
spruch hatte, wer im Jahr 2022 Einkünfte 
aus nichtselbständiger Arbeit oder Ge-
winneinkünfte erzielte, also beispielsweise 
Arbeiter, Angestellte, Auszubildende, Ge-
werbetreibende, Freiberufler und Land- 
und Forstwirte. Doch nachdem zunächst 
bestimmte Personengruppen wie Rentner 
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und Studenten ausgeschlossen waren, 
konnten auch sie die Pauschale beantragen 
bzw. diese wurde ihnen ausgezahlt. 
Doch damit nicht genug des Chaos. Die 
EPP sollte nicht einfach brutto für netto zu-
fließen, sondern auch steuerlich berück-
sichtigt werden. Bezüglich der Besteuerung 
hatte sich der Gesetzgeber dabei auch 
noch für jede Personengruppe etwas ande-
res ausgedacht. Von gar nicht steuerpflich-
tig, wie bei Studenten, bis steuerpflichtig 
als Arbeitslohn bei Arbeitnehmern und Un-
ternehmern. Dies erzeugte nicht nur bei 
den Steuerpflichtigen Zweifel an der Recht-
mäßigkeit der mit heißer Nadel gestrickten 
Regelungen, auch wenn für diese eine Viel-
zahl von Paragraphen ins Einkommensteu-
ergesetz eingefügt wurde. Jetzt kommt 
Kritik von höchster Stelle und das erste 
diesbezügliche Verfahren ist bei einem Fi-
nanzgericht anhängig (FG Münster, 14 K 
1425/23 E). 
Da der Staat momentan noch nicht über 
eine Möglichkeit verfügt, direkt Zahlungen 
an alle Bürger zu leisten, musste sich mit 
vorhandenen Auszahlungswegen beholfen 
werden. Und um die Zahlung der EPP sozial 
gerecht auszugestalten, wurde diese der 
individuellen Steuerpflicht unterworfen. 

Die meisten Arbeitnehmer haben die EPP 
über die Gehaltsabrechnung von ihrem Ar-
beitgeber erhalten und bereits lohnversteu-
ert. Sofern die EPP durch den Arbeitgeber 
nicht ausgezahlt wurde, wurde dies vom Fi-
nanzamt daran erkannt, dass auf der Lohn-
steuerbescheinigung kein Buchstabe (E) 
vermerkt wurde. In diesem Fall wird die EPP 
in der Einkommensteuererklärung 2022 als 
zusätzlicher Arbeitslohn versteuert. Der 
Differenzbetrag wird mit der Steuerschuld 
verrechnet oder an den Arbeitnehmer aus-
gezahlt. 
Bei Selbständigen, die Einkünfte aus Land- 
und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb oder 
freiberuflicher Tätigkeit erzielen, berück-
sichtigt das Finanzamt die EPP bei der Ver-
anlagung als sonstige Einkünfte. Sofern die 
EPP nicht bereits in voller Höhe als gemin-
derte Vorauszahlung beim Selbständigen 
angekommen ist (bspw., weil keine Voraus-
zahlungen festgesetzt wurden oder weil 
diese zu gering waren), ist dies dem Fi-
nanzamt bekannt.  
In diesem Fall kommt es aufgrund der Sys-
tematik der EPP dann zu einem Differenz-
betrag der mit der Steuerschuld verrechnet 
oder an den Selbständigen entsprechend 
ausgezahlt wird. 
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Fälligkeit 

Mittwoch, den 10.01.2024*

Lohnsteuer mtl./vj. 10. 01. 1 15. 01. 1 

Kirchensteuer 10. 01. 1 15. 01. 1 

Solidaritätszuschlag 10. 01. 1 15. 01. 1

Umsatzsteuer mtl./vj. 10. 01. 1 15. 01. 1
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Hinweis: Einreichung Nachweis bis 00:00 Uhr am Fälligkeitstag

1 Die Schonfrist endet am 15.01.24, weil das Ende der Frist auf einen Sonn- oder Feiertag fällt. 
** Bei Zahlung durch Scheck ist diese erst mit dem dritten Tag nach Eingang des Schecks bewirkt.

Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

Scheck/bar**               Überweisung

Beitragsnachweis          Beitragszahlung



Bei Rentnern berücksichtigt das Finanzamt 
die EPP bei der Veranlagung als sonstige 
Einkünfte. Hierzu hat das Finanzamt bereits 
am 28. Februar 2023 eine Rentenbezugs-
mitteilung von den Trägern der Rentenver-
sicherung bzw. der landwirtschaftlichen 
Alterskassen erhalten. 
Bei Studierenden ist die EPP nicht einkom-
mensteuerpflichtig, sodass das Finanzamt 
hier keine Einkünfte bei der Veranlagung 
ansetzt. Die EPP muss zwingend über die 
hierfür geschaffene Onlineplattform bean-
tragt werden. Das Finanzamt zahlt diese 
EPP nicht aus. 
Staatliche Subvention oder Einkommen? 
Hans-Joachim Kanzler, früherer Vorsitzen-
der Richter am BFH, hält nun genau diese 
uneinheitliche Vorgehensweise für nicht 
zulässig. Nach seiner Auffassung ist die EPP 
eine Subvention des Staates und damit 
keine Einkunftsart im Sinne des Einkom-
mensteuergesetzes und wäre somit auch 
nicht steuerpflichtig. Er illustriert am Bei-
spiel der Arbeitnehmer, dass diese ja keine 
Gegenleistung erbracht hätten und die EPP 
somit auch kein Entgelt für eine erbrachte 
Leistung sein kann. Demzufolge dürfe 
keine Steuerpflicht vorliegen. Auch sons-
tige Einkünfte kämen aus seiner Sicht nicht 
in Betracht, da der Empfänger der EPP 
diese ohne jedes Tun oder Unterlassen er-
halten habe. 
Empfehlung: 
Steuerpflichtige sollten unter Hinweis auf 
das laufende Finanzgerichtsverfahren be-
troffene Steuerbescheide nach Möglichkeit 
offenhalten. Zwar gibt es noch kein Ver-
fahren beim höchsten Finanzgericht, dem 
Bundesfinanzhof. Doch dies ist vermutlich 
nur eine Frage der Zeit, sodass zu erwarten 
ist, dass die Finanzämter hier kulant reagie-
ren. Arbeitnehmer, die keine Einkommen-
steuererklärung abgeben müssen und dies 
bisher auch nicht freiwillig getan haben, 
können sich damit auch noch etwas Zeit 
lassen. Eine Antragsveranlagung für das 
Jahr 2022 ist noch bis zum 31. Dezember 
2026 möglich. Auch wenn der Weg durch 
die Instanzen eine Weile dauern wird, 
könnte bis dahin klar sein, ob die Besteue-
rung der EPP rechtmäßig war oder ob noch 
eine Einkommensteuererklärung für 2022 
eingereicht werden sollte. 

Aktuelles 
 
Bundesrat stimmt Zukunftsfinanzie-
rungsgesetz zu 
Am 24.11.2023 hat der Bundesrat dem Zu-
kunftsfinanzierungsgesetz zugestimmt, das 
der Bundestag nur wenige Tage zuvor am 
17.11.2023 verabschiedet hatte. Das Ge-
setz kann nun über die Bundesregierung 
dem Bundespräsidenten zur Unterzeich-
nung vorgelegt und danach verkündet 
werden. 
Kapitalmarktzugang für Start-Ups 
Ziel des Maßnahmenpaktes mit über 30 
Artikeln ist es, kleinen und mittleren Unter-
nehmen sowie Start-Ups den Zugang zum 
Kapitalmarkt zu erleichtern, Investitionen 
in Erneuerbare Energien besser zu fördern, 
steuerliche Regelungen für Investment-
fonds an Vorgaben anderer EU-Staaten an-
zugleichen, dadurch den Wettbewerb zu 
stärken und den Standort Deutschland für 
nationale sowie internationale Investoren 
attraktiver zu machen. 
Blockchain und Crowdfunding 
Aktienemissionen sind künftig auch auf der 
Grundlage der Blockchain-Technologie mög- 
lich. Mit dieser Weiterentwicklung des 
Rechtsrahmens für Kryptowerte soll Deutsch- 
land zu einem rechtssicheren Standort für 
diese Zukunftstechnologie werden, heißt 
es in der Gesetzesbegründung. Änderun-
gen gibt es auch bei den Haftungsregelun-
gen für Crowdfunding-Projekte. 
Höhere Arbeitnehmer-Sparzulage 
Das Gesetz verdoppelt die Einkommens-
grenzen bei der Arbeitnehmer-Sparzulage 
auf 40.000 Euro für Ledige und 80.000 
Euro für Verheiratete. Dadurch erweitert 
sich der Kreis der Anspruchsberechtigten 
nach Experteneinschätzung auf 13,8 Mil-
lionen Personen. 
Zudem erleichtert das Gesetz die Beteili-
gung von Mitarbeitern am Eigenkapital 
ihres Arbeitgebers: Der Steuerfreibetrag 
steigt von derzeit 1.440 Euro auf 2.000 
Euro. 
Verbraucherrechte 
Weitere Änderungen betreffen Vorgaben 
für Zahlungskonten-Vergleichswebseiten, 
Verbraucherdarlehensverträge und Rest-
schuldversicherungen. 

Das Gesetz tritt weitgehend am Tag nach 
Verkündung im Bundesgesetzblatt in Kraft, 
einige Regelungen bereits am 01.01.2024. 
 
Grundsteuer: Eilanträge gegen Grund-
stücksbewertung nach dem neuen 
Grundsteuer- und Bewertungsrecht 
Das FG Rheinland-Pfalz hat in zwei Verfah-
ren des einstweiligen Rechtschutzes zu den 
Bewertungsregeln des neuen Grundsteuer- 
und Bewertungsrechts entschieden, dass 
die Vollziehung der dort angegriffenen 
Grundsteuerwertbescheide wegen ernstli-
cher Zweifel an der Rechtmäßigkeit auszu-
setzen ist (FG Rheinland-Pfalz, Beschlüsse 
vom 23.11.2023 - 4 V 1295/23 und 4 V 
1429/23). 
Nach den Regelungen des Bewertungsge-
setzes im sog. Bundesmodell der Grund-
steuer, das in Rheinland-Pfalz und zehn 
weiteren Bundesländern Anwendung fin-
det, wird die Bemessungsgrundlage für die 
Grundsteuer, die ab dem 1. Januar 2025 
von den Gemeinden erhoben werden wird, 
ganz wesentlich durch die Feststellung des 
Grundsteuerwerts auf den 01.01.2022 vor-
bestimmt. Diese Feststellung erfolgt durch 
eigenständige, sog. Grundlagenbescheide 
des Finanzamts, sodass Einwände gegen 
die Höhe der Bemessungsgrundlage der 
künftig erhobenen Grundsteuer insofern 
nur gegen diese Grundsteuerwertbeschei-
de vorgebracht werden können. 
In verfahrensrechtlicher Hinsicht stärkt das 
FG die gerichtlichen Rechtschutzmöglich-
keiten für Steuerpflichtige, indem es – ent-
gegen der Auffassung des Finanzamts, das 
für den Rechtschutz bezüglich der Boden-
richtwerte die Verwaltungsgerichte als zu-
ständig ansah – von einer umfassenden 
Eröffnung des Finanzrechtswegs ausgeht. 
Dies vermeidet für Steuerpflichtige eine 
zweifache Rechtsverfolgung in verschiede-
nen Gerichtszweigen. 
Die Entscheidungen des FG betreffen zwei 
Einzelfälle, über die zudem erst im einst-
weiligen Rechtsschutz entschieden wurde. 
Die Aussetzung der Vollziehung der ergan-
genen Grundsteuerwertbescheide hat zur 
Folge, dass auch die Vollziehung der in den 
Streitfällen künftig auf den 01.01.2025 zu 
erlassenden Grundsteuerbescheide von 
Gesetzes wegen ausgesetzt wird.  

INFOBRIEF BUNDESVERBAND SELBSTÄNDIGER BUCHHALTER UND BILANZBUCHHALTER



Vernichtung von  
Buchhaltungsunterlagen 
 
Für Buchhaltungsunterlagen gelten be-
stimmte Aufbewahrungsfristen. Mit Ablauf 
dieser Fristen können nach dem 31. De-
zember 2023 bestimmte Unterlagen ver-
nichtet werden. 
 
Zehnjährige Aufbewahrungsfrist für 
folgende Unterlagen: 
 
• Bücher, Journale, Konten, Aufzeichnun-

gen usw. für die Jahre 2013 und früher 
• Inventare, Jahresabschlüsse, Lageberich-

te, Eröffnungsbilanzen, die 2013 oder 
früher aufgestellt wurden sowie die zu 
ihrem Verständnis erforderlichen Arbeits-
anweisungen 

• Diese Frist gilt bei EDV-gestützten Buch-
führungssystemen auch für Verfahrens-
dokumentationen, Handbücher usw. da- 
bei ist die Aufbewahrungspflicht hin-
sichtlich der Buchführung auch erfüllt, 
wenn die genannten Buchführungsbe-
standteile in gespeicherter Form vorlie-
gen und jederzeit wieder sichtbar ge- 
macht oder gedruckt werden können. 

• Für Buchungsbelege galt bis 1999 eine 
sechsjährige Aufbewahrungsfrist; sie ist 
grundsätzlich letztmals für Belege aus 
dem Jahr 1992 anzuwenden. Nach dieser 
Gesetzesänderung gilt für später entstan-
dene Buchungsbelege ebenfalls die zehn-
jährige Aufbewahrungsfrist. Das bedeu- 
tet, dass Buchungsbelege aus dem Jahr 
2013 erst nach dem 31. Dezember 2023 
vernichtet werden dürfen. 

 
Sechsjährige Aufbewahrungsfrist: 
 
• Sonstige für die Besteuerung bedeut-

same Unterlagen sowie Geschäftsbriefe 
aus dem Jahr 2017 oder früher 

• Lohnkonto-Belege, die nicht Teil der 
Buchführung sind, für Lohnzahlungen 
vor dem 01.01.2018 

 
Hinweis: Die Vernichtung von Unterlagen 
ist allerdings dann noch nicht zulässig, 
wenn die Frist für die Steuerfestsetzung 
noch nicht abgelaufen ist.  

Belegart Jahre 
Abrechnungsunterlagen 6 
Aktenvermerke 6 
Angebote 6 
Anhang 10 
Anlagenkartei und -verzeichnis 10 
Arbeitsanweisungen  
für EDV-Buchführung 10 
Auftragsbestätigungen 6 
Ausfuhrunterlagen 6 
Außendienstabrechnungen 10 
Bankbelege 10 
Bauakten 6 
Beförderungspapiere 6 
Beitragsabrechnung zur 
Sozialversicherung 6 
Bestellunterlagen 6 
Betriebsabrechnungsbögen 10 
Betriebskostenabrechnung 6 
Betriebsprüfungsberichte 6 
Bewertungsunterlagen 10 
Bewirtungsbelege 10 
Bilanzen 10 
Buchführungsprogramme 10 
Buchungsbelege 10 
Darlehensunterlagen 6 
Datensicherungen 10 
Dauerauftragsunterlagen 6 
Debitorenlisten 10 
Depotauszüge 10 
EDV-Journal 10 
Einfuhrbelege 6 
Einheitswertbescheide 10 
Eröffnungsbilanz 10 
Essenmarkenabrechnung 6 
Exportunterlagen 6 
Fahrtenbücher 10 
Frachtbriefe 6 
Gehaltskonten 6 
Gehaltslisten 10 
Geschäftsberichte 10 
Geschäftsbriefe 6 
Gewinn- und Verlustrechnung 10 
Grundbuchauszüge 10 
Grundstücksunterlagen 6 
Handelsbilanz 10 
Handelsregisterauszüge 6 
Hauptabschlussübersicht 10 
Inventar 10 
Investitionszulagenbelege 6 
Jahresabschlüsse  
(inkl. Erläuterungen) 10 

Journale 10 
Kalkulationsunterlagen 6 
Kassenberichte 10 
Kassenstreifen 6 
Kassenzettel  
(Buchungsunterlagen) 10 
Kontenpläne  
(inkl. Änderungen) 10 
Kontoauszüge 10 
Kreditunterlagen 6 
Lagebericht 10 
Lagerbuchführung 10 
Lieferscheine bis Erhalt/Versand  

der Rechnung  
Lohnbelege 6 
Lohnlisten 10 
Lohnsteueranmeldung 10 
Magnetbänder  
zur Datensicherung 10 
Mahnbescheide 6 
Mietunterlagen 6 
Nachnahmebelege 6 
Offene-Posten-Listen 10 
Pachtunterlagen 6 
Preislisten  
(Speise- und Getränkekarten) 6 
Programmbeschreibung 
für EDV 10 
Provisionsabrechnungen  
und -unterlagen 6 
Prozessunterlagen 6 
Rechnungen 10 
Registrierkassenstreifen 6 
Reisekostenabrechnungen 
(Buchungsbeleg) 10 
Rentenversicherungsnachweis 6 
Sachkonten 10 
Saldenbestätigungen 10 
Schadensmeldungen  
und -unterlagen 6 
Schecks 10 
Schriftverkehr 6 
Steuererklärungen, -unterlagen 10 
Umsatzsteuervoranmeldungen 10 
Versicherungspolicen 6 
Verträge 6 
Werbegeschenknachweise 10 
Zinsberechnungen 6 
Zollbelege 6 
Zollbelege über  
Einfuhrumsatzsteuer 10 



Grundsteuer:  
Damit ist jedoch noch keine Aufhebung 
der angegriffenen Bescheide und auch 
nicht eine abschließende Entscheidung 
über die Verfassungsmäßigkeit der zugrun-
deliegenden Bewertungsregeln verbunden. 
Das FG hat insbesondere wegen der 
grundsätzlichen Bedeutung der Rechtsfra-
gen die Beschwerde zum BFH zugelassen. 
 
Zahlung einer Inflationsausgleichs- 
prämie auf bestimmte Arbeitnehmer  
beschränken 
Das Arbeitsgericht (ArbG) Paderborn hat 
sich mit dem arbeitsrechtlichen Gleichbe-
handlungsgrundsatz im Zusammenhang 
mit der arbeitgeberseitigen Zahlung einer 
Inflationsausgleichsprämie befasst (ArbG 
Paderborn, Urt. v. 06.07.2023 – 1 Ca 
54/23). 
„Der Gleichbehandlungsgrundsatz gebie-
tet dem Arbeitgeber, seine Arbeitnehmer 
oder Gruppen von Arbeitnehmern, die sich 
in vergleichbarer Lage befinden, bei An-
wendung einer selbst gegebenen Regelung 
gleich zu behandeln. Damit verbietet er 
nicht nur die willkürliche Schlechterstellung 
einzelner Arbeitnehmer innerhalb der 
Gruppe, sondern auch eine sachfremde 
Gruppenbildung (BAG, 31.08.2005, 5 AZR 
517/04). Der Gleichbehandlungsgrundsatz 
findet im Bereich der Vergütung Anwen-
dung, wenn Arbeitsentgelte durch eine be-
triebliche Einheitsregelung generell ange- 
hoben werden und der Arbeitgeber die 
Leistungen nach einem bestimmten er-
kennbaren und generalisierenden Prinzip 
gewährt, wenn er bestimmte Vorausset-
zungen oder einen bestimmten Zweck fest-
legt (BAG, 27.07.1988, 5 AZR 244/87). 
Dem Arbeitgeber ist es verwehrt, einzelne 
Arbeitnehmer oder Gruppen von ihnen aus 
unsachlichen oder sachfremden Gründen 
von einer Erhöhung der Arbeitsentgelte 
auszuschließen. Nach dem mit der Gehalts-
erhöhung verfolgten Zweck ist zu beurtei-
len, ob der ausgeschlossene Personenkreis 
zu Recht ausgenommen wird (BAG, 
17.05.1978, 5 AZR 132/77). Steht eine 
Gruppenbildung fest, hat der Arbeitgeber 
die Gründe für die Differenzierung offen zu 

legen und so substantiiert darzutun, dass 
die Beurteilung möglich ist, ob die Grup-
penbildung sachlichen Kriterien entspricht. 
Sind die Unterscheidungsmerkmale nicht 
ohne weiteres erkennbar, legt der Arbeit-
geber seine Differenzierungsgesichts-
punkte nicht dar oder ist die unter- 
schiedliche Behandlung nach dem Zweck 
der Leistung nicht gerechtfertigt, kann die 
benachteiligte Arbeitnehmergruppe verlan-
gen, nach Maßgabe der begünstigten Ar-
beitnehmergruppe behandelt zu werden. 
 
Sachbezugswerte für freie Unterkunft 
und Verpflegung 2024 
Der Bundesrat hat am 24.11.2023 der 
„Vierzehnten Verordnung zur Änderung 
der Sozialversicherungsentgeltverordnung” 
zugestimmt. 
Damit wurden die Sachbezugswerte für 
Verpflegung und Unterkunft an die Ent-
wicklung der Verbraucherpreise für das 
Jahr 2024 wie folgt angepasst: 
• Der Sachbezugswert für die Überlassung 

einer Unterkunft an den Arbeitnehmer 
steigt bundeseinheitlich von 265 EUR auf 
278 EUR pro Monat (kalendertäglich: 
9,27 EUR). 

• Der Sachbezugswert für die freie oder 
verbilligte Verpflegung steigt bundesein-
heitlich von 288 EUR auf 313 EUR pro 
Monat. 

Für die jeweiligen Mahlzeiten gelten damit 
folgende Werte: 
• Frühstück (Monat/Tag): 65 EUR/2,17 EUR 

(2023: 60 EUR/2 EUR), 
• Mittagessen (Monat/Tag): 124 EUR/4,13 

EUR (2023: 114 EUR/3,80 EUR), 
• Abendessen (Monat/Tag): 124 EUR/4,13 

EUR (2023: 114 EUR/3,80 EUR). 
 
Sozialversicherung: Neue Beitrags- 
bemessungsgrenzen für 2024 
Zum 01.01.2024 steigen die Beitragsbe-
messungsgrenzen in der gesetzlichen Kran-
ken- und Rentenversicherung. Der Bundes- 
rat hat der Sozialversicherungsrechengrö-
ßen-Verordnung 2024 am 24.11.2023 ab-
schließend zugestimmt (BR-Drucks. 511/23 
(Beschluss). 
Zu Anfang eines jeden Jahres steigen in der 
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Regel die Beitragsbemessungsgrenzen in 
der gesetzlichen Kranken- und Rentenver-
sicherung – so auch zum 01.01.2024.

Kopien und sonstige Reproduktionen dürfen nur mit 
Genehmigung des b.b.h. erstellt werden.

SEMINARE JAN./FEB. 2024 
„Arbeitnehmerrecht/Lohnabrechnung 2024“ 

9:00 - 12:00 

„Einkommensteuerveranlagung 2023“  

13:30 - 17:00

Anmeldung über www.bbh-fortbildung.de

Berlin                        Fr.      26.01.24 

Bremen                     Do.    11.01.24 

Chemnitz                  Di.     16.01.24 

Dortmund                Mo.   29.01.24 

Dresden                    Mo.   15.01.24 

Düsseldorf                Di.     30.01.24 

Erfurt                        Mo.   22.01.24 

Frankfurt                  Fr.      19.01.24 

Hamburg                  Fr.      16.02.24 

Hannover                  Fr.      12.01.24 

Köln                         Do.    01.02.24 

Leipzig                      Di.     23.01.24 

Mannheim                Do.    18.01.24 

München                  Fr.      02.02.24 

Nürnberg                  Di.     06.02.24 

Potsdam                   Do.    25.01.24 

Rosenheim               Mo.   05.02.24 

Stuttgart                   Do.    15.02.24


